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Mainz, den 28.07.2017 

TOP 1: KI 3.0 - Teil II: Bildungsinfrastruktur 

Sachverhalt: 

1. Rechtliche Umsetzung auf Bundesebene 

Die rechtliche Umsetzung erfolgt im Rahmen des Gesetzespakets zur Neuregelung der 
Bund-Länder-Finanzen. Das Paket wurde Anfang Juni im Bundestag und im Bundesrat be-
schlossen und ist inzwischen im Bundesgesetzblatt verkündet (BGBl. I 2017, S. 2347 bzw. S. 
3122); im Einzelnen (Auszüge als Anlage 1): 

 Grundgesetzänderung: Der neu eingefügte Art. 104c GG schafft die Rechtsgrundlage 
dafür, dass der Bund „den Ländern Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investiti-
onen der finanzschwachen Gemeinden (Gemeindeverbände) im Bereich der kommunalen 
Bildungsinfrastruktur“ gewähren kann. 

 Artikelgesetz: Darin sind u.a. die Aufstockung des Kommunalinvestitionsfonds um weitere 
3,5 Mrd. Euro geregelt (sog. Kapitel 2) sowie die Verteilung auf die einzelnen Bundeslän-
der; Rheinland-Pfalz erhält rd. 257 Mio. Euro (Art. 6 und 7). Wie der Presse zu entnehmen 
war, hat der Bundespräsident das Gesetz zwar unterzeichnet, jedoch zu einzelnen Rege-
lungen "erhebliche Zweifel" an der Verfassungsmäßigkeit geäußert - u.a. bezogen auf 
diese Aufstockung: Zweifel, ob der Bund direkten Einfluss auf die Finanzen der Kommu-
nen dürfe - laut Grundgesetz sei das Sache der Länder - sowie Kritik am zu unbestimmten 
Begriff "finanzschwache Kommunen". Er fordert deswegen von Bundestag und Bundesrat 
entsprechende Korrekturen. 

 Verwaltungsvereinbarung Bund-Länder (Anlage 2): Diese regelt die konkrete Umsetzung 
zwischen Bund und Ländern, insbesondere:  

 die zulässigen sachgerechten Kriterien für die Finanzschwäche, § 4 Abs. 2, das sind 
(einzeln oder in beliebiger Kombination): 

- die Teilnahme an einem landesrechtlichen Hilfs- oder Haushaltssicherungsprogramm, 

- der Empfang von Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich, 

- eine hohe Verschuldung (insbesondere Höhe der Kassenkreditbestände) sowie 

- sonstige einnahme- oder ausgabeseitige Kriterien (z.B. geringe Steuer-, Finanz- oder Umla-
gekraft, Arbeitslosenquoten, Höhe der Sozialausgaben). 
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 Mindest- bzw. Maximal-Quoten für die Verteilung innerhalb des Landes: 
Grundsätzlich dürfen maximal 50% der Kommunen als finanzschwach gelten; im Aus-
nahmefall bis zu 85% unter der Voraussetzung, dass mind. 70% der Mittel in höchstens 
50% der finanzschwachen Kommunen fließen. 

 die Förderung auch von anderen als kommunalen Schulträgern, soweit die Stadt / Ge-
meinde des Schulstandorts finanzschwach ist; dies ergibt sich aus § 4 Abs. 3 Satz 3. 
Dies ist zwar zunächst widersprüchlich zum klaren Gesetzeswortlaut wie auch zur Prä-
ambel der Verwaltungsvereinbarung, wonach der Bund ausdrücklich die Investitionstä-
tigkeit der finanzschwachen Kommunen und nicht die Investitionstätigkeit in finanz-
schwachen Kommunen fördern will; dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass bei nicht 
kommunaler Trägerschaft die Kommunen insoweit von der entsprechenden finanziellen 
Last befreit sind (analog Kitas, die ebenfalls aus dem ersten Programm gefördert wur-
den. 

   Festlegungen zum konkreten Förderbereich, § 6, insbesondere:  

- Investitionen für die Sanierung, den Umbau, die Erweiterung von Schulgebäuden (alle Schul-
arten einschl. berufsbildende Schulen); ausgenommen sind bewegliche Gegenstände und An-
lage (Mobiliar, Gerätschaften usw.). Dies gilt auch für die digitale Infrastruktur (d.h. z.B.: Ver-
kabelung ja, Computer nein). 

- Unter „Schulgebäude“ fallen alle Gebäudeteile und Einrichtungen, die dem Schulbetrieb die-
nen bzw. diese der Schule zugeordnet sind; klarzustellen wäre noch, dass dazu auch Einrich-
tungen Dritter gehören können (z.B. Betreuungseinrichtungen, Bäder für das Schulschwim-
men). 

- Ersatzbauten, soweit dies wirtschaftlicher ist als eine Sanierung im Bestand. 

- Förderfähig sind auch projektvorbereitende und -begleitende Beratungsleistungen externer 
Dienstleister, die einer möglichst wirtschaftlichen Umsetzung und Nutzung dienen. 

Die kommunalen Spitzenverbände hatten sich im Vorfeld insbesondere dafür eingesetzt, 
dass die Kriterien für die Finanzschwäche nicht zu eng vom Bund vorgegeben werden, dass 
die Bildung von Regionalbudgets möglich ist sowie, dass die Ersatzbauten mit aufgenommen 
werden.  

 

2. Umsetzung auf Landesebene 

Zur Umsetzung des „Kapitel 2“ sind auf Landesebene eine Änderung des Landesgesetzes 
über das Sondervermögen KI 3.0 (Aufstockung) sowie eine Änderung des LFAG erforderlich, 
um den neuen Förderbereich zu ergänzen (Anlage 3).  

Das FM hat zu einem ersten Gespräch auf Arbeitsebene für den Nachmittag des 31. August 
eingeladen. Dort wird das vorgesehene Umsetzungskonzept des Landes vorgestellt, erläu-
tert und beraten. Je nach Ergebnis dieses ersten Gesprächs soll es ein Folgegespräch ge-
ben. 

Herr Dr. Walter Müller, Finanzministerium, wird in der Sitzung die Vorschläge der Fachebene 
für die konkrete Umsetzung in Rheinland-Pfalz erläutern, insbesondere die Überlegungen 

 zur Auswahl der Kriterien für die Finanzschwäche, 

 zum Verteilungsschlüssel für die Bildung der Regionalbudgets, 

 zum Verfahren für die Verteilung innerhalb der Landkreise, 

 zum Antragsverfahren sowie zur weiteren Zeitschiene. 
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Der Ausschuss berät diese Erläuterungen mit dem Ziel, Anregungen oder Forderungen für 
das am Nachmittag des gleichen Tages stattfindende Gespräch im Finanzministerium her-
auszuarbeiten. Aus dem Mitgliedsbereich waren bereits einige Anregungen vorgetragen 
worden: 

 Die Festlegung der Verteilungskriterien bzw. -schlüssel muss gewährleisten, dass auch 
die Ortsgemeinden als Schulträger gleichberechtigt an dem Programm partizipieren. 

 Insbesondere bei den Grundschulen dürfen nicht alleine die aktuellen Schülerzahlen be-
rücksichtigt werden, sondern die perspektivisch zu erwartenden steigenden Schülerzah-
len; sie dürften an einigen Schulen zu Erweiterungsinvestitionen führen. Die Länder be-
fürworten das ebenfalls, jedoch lehnt der Bund die Förderung von Kapazitätserweiterun-
gen unverändert strikt ab, d.h. sie wäre allenfalls aus originären Landesmitteln möglich. 

 Es ist zu gewährleisten, dass auch solche Einrichtungen und Gebäude in die Förderung 
einbezogen werden, für die die Kommune zwar nicht Schulträger ist, die aber für den 
Schulbetrieb genutzt werden (müssen) und diesem dienen (z.B. Warmwasserbad der VG 
Daun für die Förderschule des Landkreises), § 6 Abs. 5 Satz 2 der VV. 

Unklar ist noch, ob das Land das Programm wieder um originäre Landesmittel aufstocken 
wird; beim „ersten“ KI 3.0 waren es bekanntlich 31,7 Mio. Euro. 

 

 

Beschlussvorschlag  

Der Ausschuss hat keine Bedenken gegen die Änderung des Landesgesetzes zum KI 3.0 
bzw. des LFAG. 

Der Ausschuss fordert das Land auf, die Kriterien für die Finanzschwäche, die übrigen Ver-
teilungskriterien sowie die Detailfragen zu den Förderbereichen mit den kommunalen Spit-
zenverbänden abzustimmen. 

Die herausgearbeiteten Anregungen / Forderungen werden in die weiteren Gespräche mit 
der Landesregierung eingebracht. 

 

 



Gesetz
zur Änderung des Grundgesetzes

(Artikel 90, 91c, 104b, 104c, 107, 108, 109a, 114, 125c, 143d, 143e, 143f, 143g)

Vom 13. Juli 2017

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Absatz 2
des Grundgesetzes ist eingehalten:

Artikel 1

Änderung
des Grundgesetzes

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land in der im Bundesgesetzblatt III, Gliederungsnum-
mer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2017
(BGBl. I S. 2346) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. Artikel 90 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Der Bund bleibt Eigentümer der Bundes-
autobahnen und sonstigen Bundesstraßen des
Fernverkehrs. Das Eigentum ist unveräußerlich.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Die Verwaltung der Bundesautobahnen
wird in Bundesverwaltung geführt. Der Bund kann
sich zur Erledigung seiner Aufgaben einer Gesell-
schaft privaten Rechts bedienen. Diese Gesell-
schaft steht im unveräußerlichen Eigentum des
Bundes. Eine unmittelbare oder mittelbare Betei-
ligung Dritter an der Gesellschaft und deren
Tochtergesellschaften ist ausgeschlossen. Eine
Beteiligung Privater im Rahmen von Öffentlich-
Privaten Partnerschaften ist ausgeschlossen für
Streckennetze, die das gesamte Bundesauto-
bahnnetz oder das gesamte Netz sonstiger Bun-
desfernstraßen in einem Land oder wesentliche
Teile davon umfassen. Das Nähere regelt ein
Bundesgesetz.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und nach
den Wörtern „verwalten die“ werden die Wörter
„Bundesautobahnen und“ gestrichen.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie
folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „Bund“ werden die Wörter
„Bundesautobahnen und sonstige“ durch
die Wörter „die sonstigen“ ersetzt.

bb) Nach dem Wort „in“ werden die Wörter
„bundeseigene Verwaltung“ durch das Wort
„Bundesverwaltung“ ersetzt.

2. Dem Artikel 91c wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Der übergreifende informationstechnische
Zugang zu den Verwaltungsleistungen von Bund
und Ländern wird durch Bundesgesetz mit Zustim-
mung des Bundesrates geregelt.“

3. In Artikel 104b Absatz 2 werden nach Satz 1 die
folgenden Sätze eingefügt:

„Das Bundesgesetz oder die Verwaltungsverein-
barung kann Bestimmungen über die Ausgestaltung
der jeweiligen Länderprogramme zur Verwendung
der Finanzhilfen vorsehen. Die Festlegung der Kri-
terien für die Ausgestaltung der Länderprogramme
erfolgt im Einvernehmen mit den betroffenen Län-
dern. Zur Gewährleistung der zweckentsprechen-
den Mittelverwendung kann die Bundesregierung
Bericht und Vorlage der Akten verlangen und Erhe-
bungen bei allen Behörden durchführen.“

4. Nach Artikel 104b wird folgender Artikel 104c ein-
gefügt:

„Artikel 104c

Der Bund kann den Ländern Finanzhilfen für ge-
samtstaatlich bedeutsame Investitionen der finanz-
schwachen Gemeinden (Gemeindeverbände) im
Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur ge-
währen. Artikel 104b Absatz 2 und 3 gilt entspre-
chend.“

5. Artikel 107 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Der Länderanteil am Aufkommen der Umsatz-
steuer steht den einzelnen Ländern, vorbehalt-
lich der Regelungen nach Absatz 2, nach Maß-
gabe ihrer Einwohnerzahl zu.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Durch Bundesgesetz, das der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, ist sicherzustel-
len, dass die unterschiedliche Finanzkraft der
Länder angemessen ausgeglichen wird; hierbei
sind die Finanzkraft und der Finanzbedarf der
Gemeinden (Gemeindeverbände) zu berücksich-
tigen. Zu diesem Zweck sind in dem Gesetz
Zuschläge zu und Abschläge von der jeweiligen
Finanzkraft bei der Verteilung der Länderanteile
am Aufkommen der Umsatzsteuer zu regeln. Die
Voraussetzungen für die Gewährung von Zu-
schlägen und für die Erhebung von Abschlägen
sowie die Maßstäbe für die Höhe dieser Zu-
schläge und Abschläge sind in dem Gesetz zu
bestimmen. Für Zwecke der Bemessung der
Finanzkraft kann die bergrechtliche Förder-
abgabe mit nur einem Teil ihres Aufkommens
berücksichtigt werden. Das Gesetz kann auch
bestimmen, dass der Bund aus seinen Mitteln
leistungsschwachen Ländern Zuweisungen zur
ergänzenden Deckung ihres allgemeinen Finanz-
bedarfs (Ergänzungszuweisungen) gewährt. Zu-
weisungen können unabhängig von den Maß-
stäben nach den Sätzen 1 bis 3 auch solchen
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Gesetz
zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems

ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften

Vom 14. August 2017

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das folgende Gesetz beschlossen:

I n h a l t s ü b e r s i c h t

Artikel 1 Änderung des Maßstäbegesetzes
Artikel 2 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
Artikel 3 Änderung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bun-

des nach Artikel 104a Abs. 4 des Grundgesetzes an
die Länder Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen sowie Schleswig-Holstein für
Seehäfen

Artikel 4 Änderung des Stabilitätsratsgesetzes
Artikel 5 Sanierungshilfengesetz (SanG)
Artikel 6 Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sonder-

vermögens „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“
Artikel 7 Änderung des Kommunalinvestitionsförderungsge-

setzes
Artikel 8 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes
Artikel 8a Gesetz über die Koordinierung der Entwicklung und

des Einsatzes neuer Software der Steuerverwaltung
(KONSENS-Gesetz – KONSENS-G)

Artikel 9 Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu
Verwaltungsleistungen (Onlinezugangsgesetz – OZG)

Artikel 10 Änderung des Haushaltsgrundsätzegesetzes
Artikel 11 Änderung der Bundeshaushaltsordnung
Artikel 12 Änderung des Aufbauhilfefonds-Errichtungsgesetzes
Artikel 13 Gesetz zur Errichtung einer Infrastrukturgesellschaft

für Autobahnen und andere Bundesfernstraßen (In-
frastrukturgesellschaftserrichtungsgesetz – InfrGG)

Artikel 14 Gesetz zur Errichtung eines Fernstraßen-Bundesam-
tes (Fernstraßen-Bundesamt-Errichtungsgesetz –
FStrBAG)

Artikel 15 Gesetz zu Überleitungsregelungen zum Infrastruktur-
gesellschaftserrichtungsgesetz und zum Fern-
straßen-Bundesamt-Errichtungsgesetz sowie steuer-
liche Vorschriften (Fernstraßen-Überleitungsgesetz –
FernstrÜG)

Artikel 16 Änderung des Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsge-
sellschaftsgesetzes

Artikel 17 Änderung des Bundesfernstraßengesetzes
Artikel 18 Änderung des Gesetzes über die vermögensrecht-

lichen Verhältnisse der Bundesautobahnen und sons-
tigen Bundesstraßen des Fernverkehrs

Artikel 19 Änderung des Straßenbaufinanzierungsgesetzes
Artikel 20 Änderung des Fernstraßenbauprivatfinanzierungsge-

setzes
Artikel 21 Änderung des Bundesfernstraßenmautgesetzes
Artikel 22 Änderung des Infrastrukturabgabengesetzes
Artikel 23 Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes
Artikel 24 Bekanntmachungserlaubnis
Artikel 25 Inkrafttreten

Artikel 1

Änderung des
Maßstäbegesetzes

Das Maßstäbegesetz vom 9. September 2001 (BGBl. I
S. 2302), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom
29. Mai 2009 (BGBl. I S. 1170) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift des Gesetzes werden die Wörter
„Finanzausgleich unter den Ländern“ durch das
Wort „Finanzkraftausgleich“ ersetzt.

2. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Dieses Gesetz benennt Maßstäbe für die
Festsetzung der Anteile von Bund und Ländern an
der Umsatzsteuer (vertikale Umsatzsteuervertei-
lung) nach Artikel 106 Absatz 3 Satz 4 und Absatz 4
Satz 1 des Grundgesetzes, für die Festsetzung der
Anteile der einzelnen Länder an dem den Ländern
insgesamt zustehenden Anteil an der Umsatzsteuer
und für den Finanzkraftausgleich (horizontale Um-
satzsteuerverteilung) nach Artikel 107 Absatz 1
Satz 4 und Absatz 2 Satz 1 bis 4 des Grundgeset-
zes sowie für die Gewährung von Zuweisungen
nach Artikel 107 Absatz 2 Satz 5 und 6 des Grund-
gesetzes.“

3. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Zuteilungs- und
Ausgleichsfolgen“ durch das Wort „Zuteilungs-
folgen“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

4. § 4 Absatz 3 wird aufgehoben.

5. Die Überschrift des Abschnittes 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„Abschnitt 3

Horizontale
Umsatzsteuerverteilung

(Artikel 107 Absatz 1 Satz 4
und Absatz 2 Satz 1 bis 4 GG)“.

6. § 5 wird aufgehoben.

7. Die Überschrift des Abschnittes 4 wird aufgehoben.
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§ 2

Sanierungsverpflichtungen

(1) Die in § 1 Absatz 1 genannten Länder verpflich-
ten sich mit den Sanierungshilfen dazu, die Vorgaben
des Artikels 109 Absatz 3 einzuhalten. Darüber hinaus
haben sie geeignete Maßnahmen zur künftig eigenstän-
digen Einhaltung dieser Vorgaben zu ergreifen. Dazu
gehören der Abbau der übermäßigen Verschuldung
sowie Maßnahmen zur Stärkung der Wirtschafts- und
Finanzkraft.

(2) Die Länder verpflichten sich zu einem Abbau ihrer
Verschuldung. Jährlich sind haushaltsmäßige Tilgungen
in Höhe von mindestens einem Achtel der gewährten
Sanierungshilfe zu leisten. In einem Zeitraum von je-
weils fünf Jahren sind insgesamt haushaltsmäßige
Tilgungen in Höhe von einem Fünftel der gewährten
Sanierungshilfen zu leisten. Die Länder streben an, im
Zeitraum der Gewährung der Hilfen steigende positive
Finanzierungsüberschüsse zu erzielen.

(3) Nach Ablauf von jeweils zwei Kalenderjahren,
erstmals im Jahr 2022, prüft das Bundesministerium
der Finanzen, ob die nach Absatz 2 Satz 2 notwendigen
Tilgungen in den beiden Vorjahren insgesamt geleistet
wurden. Die Unterschreitung in einem Jahr kann durch
eine mindestens ebenso große Überschreitung im
Folgejahr ausgeglichen werden. In begründeten Aus-
nahmefällen kann festgestellt werden, dass eine Unter-
schreitung der in den beiden Jahren zu leistenden
Tilgung nach Absatz 2 Satz 2 unbeachtlich ist. Die
Entscheidung des Bundesministeriums der Finanzen
ergeht bis zum 1. Juni des Folgejahres. Wird die nach
Absatz 2 Satz 2 erforderliche Tilgung nicht festgestellt
und liegt zudem kein begründeter Ausnahmefall vor,
wird in Höhe des Differenzbetrags zwischen erforder-
licher Tilgung und tatsächlich geleisteter Tilgung die
Sanierungshilfe einbehalten und auf ein Verwahrkonto
des Bundes einbezahlt, bis die nicht erzielte Tilgung
nachgeholt wurde. Der Bund zahlt sie bei nachgeholter
Tilgung an das jeweilige Land aus.

(4) Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren prüft das
Bundesministerium der Finanzen, ob eine Tilgung ge-
mäß Absatz 2 Satz 3 geleistet wurde. In begründeten
Ausnahmefällen kann festgestellt werden, dass eine
Unterschreitung der erforderlichen Tilgung unbeacht-
lich ist. Die Entscheidung des Bundesministeriums der
Finanzen ergeht bis zum 1. Juni des Folgejahres. Wird
die nach Absatz 2 Satz 3 erforderliche Tilgung nicht
festgestellt und liegt zudem kein begründeter Ausnah-
mefall vor, wird die in den fünf Folgejahren jährlich zu
erzielende Tilgung nach Absatz 2 Satz 2 um ein Fünftel
des Differenzbetrags zwischen erforderlicher Tilgung
und tatsächlich geleisteter Tilgung erhöht.

§ 3

Finanzierung

Die sich aus der Gewährung der Sanierungshilfen er-
gebende Finanzierungslast wird vom Bund getragen.

§ 4

Verwaltungsvereinbarung

Die Auszahlung der Sanierungshilfen erfolgt auf der
Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung, die das
Nähere nach Maßgabe dieses Gesetzes regelt.

Artikel 6

Änderung
des Gesetzes zur

Errichtung eines Sondervermögens
„Kommunalinvestitionsförderungsfonds“

Das Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens
„Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ vom 24. Juni
2015 (BGBl. I S. 974), das durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. November 2016 (BGBl. I S. 2613) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt gefasst:

„§ 4

Finanzierung des Sondervermögens

Der Bund stellt dem Sondervermögen einen Be-
trag in Höhe von insgesamt 7 Milliarden Euro zur
Verfügung.“

2. Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt:

„Abweichend von Satz 1 wird der Wirtschaftsplan
für das Jahr 2017 als Anlage zum Gesetz zur Neu-
regelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs-
systems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haus-
haltsrechtlicher Vorschriften veröffentlicht.“

3. In § 8 Satz 1 wird die Angabe „2022“ durch die An-
gabe „2024“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes
Das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz vom

24. Juni 2015 (BGBl. I S. 974, 975), das durch Artikel 1
des Gesetzes vom 21. November 2016 (BGBl. I S. 2613)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 wird folgende Überschrift vorangestellt:

„Kapitel 1

Finanzhilfen zur Stärkung
der Investitionstätigkeit finanzschwacher

Kommunen nach Artikel 104b des Grundgesetzes“.

2. § 7 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die zuständigen obersten Landesbehörden über-
senden dem Bundesministerium der Finanzen halb-
jährlich jeweils zum 1. April und zum 1. Oktober
eines Jahres Übersichten über die zweckentspre-
chende Verwendung der Bundesmittel der abge-
schlossenen Maßnahmen.“

3. In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch
die Wörter „und der zurückzuzahlende Betrag
1 000 Euro je Maßnahme übersteigt.“ ersetzt.

4. Folgendes Kapitel 2 wird angefügt:

„Kapitel 2

Finanzhilfen zur Verbesserung
der Schulinfrastruktur finanzschwacher

Kommunen nach Artikel 104c des Grundgesetzes

§ 10

Förderziel und Fördervolumen

Zur Verbesserung der Schulinfrastruktur allge-
meinbildender Schulen und berufsbildender Schulen

3127Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 2017 3127Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 2017 3127Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 2017 3127Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 2017

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag: www.bundesanzeiger-verlag.de 
Ausgabe von Makrolog

www.recht.makrolog.de

Anlage 1 Top 1 

Seite 3 von 5

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben



unterstützt der Bund die Länder bei der Stärkung der
Investitionstätigkeit finanzschwacher Gemeinden
und Gemeindeverbände. Hierzu gewährt er aus dem
Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförderungs-
fonds“ den Ländern Finanzhilfen für Investitionen fi-
nanzschwacher Gemeinden und Gemeindeverbände
nach Artikel 104c des Grundgesetzes in Höhe von
insgesamt 3,5 Milliarden Euro.

§ 11

Verteilung

(1) Der in § 10 Satz 2 festgelegte Betrag wird
nach folgenden Prozentsätzen auf die Länder aufge-
teilt:

Baden-Württemberg 7,1783

Bayern 8,3728

Berlin 4,0114

Brandenburg 2,9248

Bremen 1,2123

Hamburg 1,7550

Hessen 9,4279

Mecklenburg-Vorpommern 2,1494

Niedersachsen 8,2512

Nordrhein-Westfalen 32,0172

Rheinland-Pfalz 7,3313

Saarland 2,0572

Sachsen 5,0831

Sachsen-Anhalt 3,3266

Schleswig-Holstein 2,8496

Thüringen 2,0519.

(2) Die Flächenländer legen im Einvernehmen mit
dem Bund entsprechend den landesspezifischen
Gegebenheiten die Auswahl der finanzschwachen
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Stadtstaa-
ten dementsprechend die Auswahl der förderfähigen
Gebiete fest.

§ 12

Förderbereich und Fördervoraussetzungen

(1) Die Finanzhilfen werden trägerneutral für Maß-
nahmen zur Verbesserung der Schulinfrastruktur
allgemeinbildender und berufsbildender Schulen
gewährt.

(2) Förderfähig sind Investitionen für die Sanie-
rung, den Umbau, die Erweiterung und bei Beach-
tung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit ausnahms-
weise den Ersatzbau von Schulgebäuden einschließ-
lich damit im Zusammenhang stehender Investitionen
in die der jeweiligen Schule zugeordneten Einrichtun-
gen zur Betreuung von Schülerinnen und Schülern;
dabei sind auch die für die Funktionsfähigkeit der
Gebäude erforderliche Ausstattung sowie notwen-
dige ergänzende Infrastrukturmaßnahmen einschließ-
lich solcher zur Gewährleistung der digitalen Anfor-
derungen an Schulgebäude förderfähig.

(3) Förderfähig sind nur Investitionsmaßnahmen
mit einem Investitionsvolumen von mindestens
40 000 Euro.

(4) Die Förderung erfolgt im Rahmen einer Pro-
jektförderung. Hierbei sind in der Verwaltungsverein-
barung nach § 16 zu vereinbarende Grundzüge für
die Ausgestaltung der Länderprogramme zu beach-
ten. Die Prüfung und Genehmigung der Investitions-
maßnahmen obliegen der zuständigen Behörde/Be-
willigungsstelle des jeweiligen Landes.

(5) Investive Begleit- und Folgemaßnahmen wer-
den nur gefördert, wenn sie in Zusammenhang mit
den Maßnahmen nach Absatz 2 stehen.

§ 13

Förderzeitraum

(1) Investitionen können gefördert werden, wenn
sie nach dem 30. Juni 2017 begonnen werden. Vor
dem 1. Juli 2017 begonnene, aber noch nicht abge-
schlossene Investitionen können gefördert werden,
wenn gegenüber dem Bund erklärt wird, dass es
sich um selbstständige Abschnitte eines laufenden
Vorhabens handelt. Im Jahr 2023 können Finanzhil-
fen nur für Investitionsvorhaben oder selbstständige
Abschnitte von Investitionsvorhaben eingesetzt wer-
den, die bis zum 31. Dezember 2022 vollständig ab-
genommen wurden und die im Jahr 2023 vollständig
abgerechnet werden.

(2) Förderfähig sind auch Investitionsvorhaben,
bei denen sich die öffentliche Verwaltung zur Erledi-
gung der von ihr wahrzunehmenden Aufgaben über
den Lebenszyklus des Vorhabens eines Privaten im
Rahmen einer vertraglichen Zusammenarbeit be-
dient. Dabei kann sie dem privaten Vertragspartner
für den investiven Kostenanteil des Vorhabens eine
einmalige Vorabfinanzierung gewähren. Fördermittel
für derartige Vorabfinanzierungen der Öffentlich-Pri-
vaten Partnerschaften können bis zum 31. Dezember
2023 beantragt werden, wenn bis zum 31. Dezember
2024 die Abnahme und Abrechnung des Investiti-
onsvorhabens erfolgen.

§ 14

Förderquote, Bewirtschaftung
und Prüfung der Mittelverwendung

§ 4 Absatz 1 und 3, § 6 Absatz 1 und 2 sowie § 7
gelten auch für Finanzhilfen gemäß § 10 Satz 2.

§ 15

Rückforderung

(1) Die Länder zahlen die Finanzhilfen zurück,
wenn geförderte einzelne Maßnahmen nicht die
Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 und 2, des § 6
Absatz 1 und 2, des § 11 Absatz 2 und des § 12 er-
füllen und der zurückzuzahlende Betrag 1 000 Euro
je Maßnahme übersteigt. Zurückgeforderte Mittel
werden von dem jeweiligen Land an den Bund
zurückgezahlt und können vorbehaltlich des Absat-
zes 2 Satz 1 dem Land erneut zur Verfügung gestellt
werden.

(2) Nach dem 31. Dezember 2023 dürfen Bundes-
mittel nicht mehr zur Auszahlung angeordnet wer-
den, bei Investitionsvorhaben nach § 5 Absatz 2

3128 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 20173128 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 20173128 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 20173128 Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Teil I Nr. 57, ausgegeben zu Bonn am 17. August 2017

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Bundesgesetzblatt im Internet: www.bundesgesetzblatt.de | Ein Service des Bundesanzeiger Verlag: www.bundesanzeiger-verlag.de 
Ausgabe von Makrolog

www.recht.makrolog.de

Anlage 1 Top 1 

Seite 4 von 5

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben

raetz
Hervorheben



nicht mehr nach dem 31. Dezember 2024. Der Rück-
forderungsanspruch nach Absatz 1 bleibt unberührt.

(3) Nach Absatz 1 zurückzuzahlende Mittel sind
zu verzinsen. Werden Mittel entgegen § 6 Absatz 2
Satz 2 und 3 zu früh angewiesen, so sind für die Zeit
der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Ver-
wendung Zinsen zu zahlen.

(4) Bestehen tatsächliche Anhaltspunkte, die eine
Rückforderung von Bundesmitteln möglich erschei-
nen lassen, haben das Bundesministerium der Finan-
zen sowie der Bundesrechnungshof ein Recht auf
einzelfallbezogene Informationsbeschaffung ein-
schließlich örtlicher Erhebungsbefugnisse.

§ 16

Verwaltungsvereinbarung

Die Einzelheiten des Verfahrens zur Durchführung
des Kapitels 2 dieses Gesetzes werden durch Ver-
waltungsvereinbarung geregelt. Die Inanspruch-
nahme der Finanzhilfen ist an das Inkrafttreten der
Verwaltungsvereinbarung gebunden.“

Artikel 8

Änderung des
Finanzverwaltungsgesetzes

Das Finanzverwaltungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846,
1202), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom
17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 17 wird folgender Absatz 5 angefügt:

„(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann
zur Effizienzsteigerung im Verwaltungsvollzug auf
Antrag von und im Einvernehmen mit allen unmittel-
bar betroffenen Ländern durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates jeweils Zuständig-
keiten nach Absatz 2 Satz 1 eines Landes oder meh-
rerer Länder auf ein Finanzamt, ein nach § 2 Absatz 2
eingerichtetes Rechenzentrum der Landesfinanzver-
waltung oder eine besondere Landesfinanzbehörde
(§ 2 Absatz 3) eines anderen Landes übertragen. Ab-
satz 4 bleibt unberührt. Durch die Rechtsverordnung
nach Satz 1 kann zugleich die Kostentragung gere-
gelt werden.“

2. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird aufgehoben.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Werden Steuern von den Landesfinanz-
behörden im Auftrag des Bundes verwaltet, wirken
die obersten Finanzbehörden des Bundes und
der Länder zur Verbesserung oder Erleichterung
des gleichmäßigen Vollzugs der Steuergesetze
zusammen. Art, Umfang und Organisation des
Einsatzes der automatischen Einrichtung für die
Festsetzung und Erhebung der Steuern bedürfen
des Einvernehmens des Bundesministeriums der
Finanzen. Wird dieses nicht erzielt, kann das
Bundesministerium der Finanzen Vorgaben hierzu
erlassen, wenn nicht mindestens elf Länder
widersprechen. Im Falle von Vorgaben sind die
Länder verpflichtet, die für die Umsetzung erfor-
derlichen Voraussetzungen zu schaffen.“

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Das Bundesministerium der Finanzen er-
stattet dem Haushalts- und dem Finanzausschuss
des Deutschen Bundestages jährlich zum 1. März
Bericht über den aktuellen Stand und die Fort-
schritte des Zusammenwirkens von Bund und
Ländern nach Absatz 2.“

3. § 21a Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn nicht mindes-
tens elf Länder widersprechen.“

Artikel 8a

Gesetz
über die Koordinierung

der Entwicklung und des Einsatzes
neuer Software der Steuerverwaltung
(KONSENS-Gesetz – KONSENS-G)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

A b s c h n i t t 1

A l l g e m e i n e s

§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen

A b s c h n i t t 2

G r u n d s ä t z e d e s Z u s amm e nw i r k e n s

§ 3 Allgemeine Festlegungen
§ 4 Entwicklung von IT-Verfahren und Software
§ 5 Einsatz der IT-Verfahren und der Software
§ 6 Pflege und Wartung der IT-Verfahren und der Software
§ 7 Produktiver Betrieb der IT-Verfahren und der Software

A b s c h n i t t 3

O r g a n i s a t i o n s s t r u k t u r
d e s G e s am t v o r h a b e n s KONS EN S

Unterabschnitt 1

Verantwortung und Kompetenzen

§ 8 Auftraggeber-Gremium
§ 9 Steuerungsgruppe Informationstechnik
§ 10 Geschäftsstelle Informationstechnik
§ 11 Auftrag nehmendes Land
§ 12 Übernehmendes Land
§ 13 Gesamtleitung

Unterabschnitt 2

Zentrale Organisationseinheiten

§ 14 Zentrale Organisationseinheiten
§ 15 Vorhabensmanagement
§ 16 Architekturmanagement
§ 17 Release- und Einsatzmanagement
§ 18 Qualitätsmanagement
§ 19 Anforderungsmanagement

Unterabschnitt 3

Projektstrukturen

§ 20 Allgemeine Festlegungen zum Projektmanagement
§ 21 Multiprojektmanagement
§ 22 Entwicklungsprogramme und -projekte
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VERWALTUNGSVEREINBARUNG 

 

zur Durchführung von Kapitel 2 

- Finanzhilfen zur Verbesserung der Schulinfrastruktur  

finanzschwacher Kommunen nach Artikel 104c Grundgesetz -  

des Gesetzes zur Förderung von Investitionen finanzschwacher 

Kommunen (Kommunalinvestitionsförderungsgesetz – KInvFG) 

 

 

Die Bundesrepublik Deutschland 

– Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ – 

vertreten durch den Bundesminister der Finanzen 

– nachstehend „Bund“ genannt – 

und 

 

das Land Baden-Württemberg 
vertreten durch 

die Ministerin für Finanzen 

 

der Freistaat Bayern 
vertreten durch 

den Staatsminister des Innern, für Bau und Verkehr 

 

das Land Berlin 
vertreten durch 

den Finanzsenator 

 

das Land Brandenburg 
vertreten durch 

den Minister der Finanzen 
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die Freie Hansestadt Bremen 
vertreten durch 

die Senatorin für Finanzen 

 

die Freie und Hansestadt Hamburg 
vertreten durch 

den Finanzsenator 

 

das Land Hessen 
vertreten durch 

den Hessischen Minister der Finanzen 

 

das Land Mecklenburg-Vorpommern 
vertreten durch 

den Finanzminister 

 

das Land Niedersachsen 
vertreten durch 

den Minister für Inneres und Sport 

 

das Land Nordrhein-Westfalen 
vertreten durch 

die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung 

 

das Land Rheinland-Pfalz 
vertreten durch 

die Finanzministerin 
 
 

das Saarland 
vertreten durch 

den Minister für Finanzen und Europa 
 
 

der Freistaat Sachsen 
vertreten durch 

den Sächsischen Staatsminister der Finanzen 
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das Land Sachsen-Anhalt 
vertreten durch 

den Minister der Finanzen 

 

das Land Schleswig-Holstein 
vertreten durch 

die Finanzministerin 

 

der Freistaat Thüringen 
vertreten durch 

die Ministerin für Infrastruktur und Landwirtschaft 

 

– nachstehend „Länder“/„Land“/„Stadtstaaten“ genannt – 

 

schließen folgende Vereinbarung: 
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Präambel 

 
In vielen Regionen Deutschlands hat sich in den vergangenen Jahren im Bereich der Schul-
infrastruktur, deren Errichtung und Instandhaltung eine Aufgabe der kommunalen Schulträger 
ist, ein erheblicher Sanierungs- und Modernisierungsrückstand entwickelt. Viele Länder ha-
ben darauf in ihrer Zuständigkeit für eine aufgabenangemessene finanzielle Ausstattung der 
Kommunen und der Aufgaben- und Ausgabenverantwortung für die Bildungspolitik bereits 
mit eigenen Programmen zur Verbesserung der Bildungsinfrastruktur reagiert. Insbesondere 
finanzschwachen Kommunen fällt es dennoch schwer, den Sanierungsstau aufzulösen. 
 
Eine gute, moderne Bildungsinfrastruktur ist Voraussetzung für ein leistungsstarkes Bildungs-
system und – auch unter dem Aspekt der Fachkräftesicherung – ein wichtiger Standortfaktor 
für Familien und die Wirtschaft. Wenn finanzschwache Kommunen bei der Sanierung und 
Modernisierung ihrer Schulen nicht zügiger vorankommen, beeinträchtigt dies die Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse in den Regionen ebenso wie den Bildungs- und Wirtschafts-
standort Deutschland als Ganzes.  
 
Aus diesem Grund unterstützt der Bund die Länder und Kommunen auf der Grundlage des 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes befristet mit Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Bildungsinfrastruktur finanzschwacher Kommunen nach Artikel 104c Grundgesetz: Das Son-
dervermögen „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ gewährt den Ländern – ab 1. Juli 2017 
bis Ende Dezember 2022 – Finanzhilfen in Höhe von 3,5 Milliarden Euro für Investitionen 
von finanzschwachen Kommunen (in den Flächenländern) und strukturschwachen Gebieten 
(in den Stadtstaaten) in die Verbesserung der Schulinfrastruktur. Ziel ist es, hiermit bei der 
Sanierung und Modernisierung allgemeinbildender und berufsbildender Schulen – auch mit 
Blick auf in diesem Rahmen notwendige ergänzende Maßnahmen zur Erfüllung digitaler An-
forderungen an Schulgebäude – stärker und schneller als bislang zu Verbesserungen zu kom-
men. Die Finanzhilfen des Bundes ergänzen die weiterhin notwendigen eigenen Anstrengun-
gen der Länder zur Unterstützung kommunaler Investitionen und ersetzen diese nicht. 
 
Mit Blick auf den Adressatenkreis der Förderung beteiligt sich der Bund mit einer Förderquo-
te von bis zu 90 Prozent, die Länder einschließlich der Kommunen beteiligen sich mit min-
destens 10 Prozent am Gesamtvolumen der förderfähigen Kosten eines Landes. Die Länder 
sind aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass finanzschwache Kommunen den Eigenfinanzie-
rungsanteil erbringen können. 
 
Die in § 16 Kommunalinvestitionsförderungsgesetz (KInvFG) vorgesehene Verwaltungsver-
einbarung regelt das Verfahren für die Durchführung. 
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§ 1 

Zweck der Finanzhilfen 

Zur Verbesserung der Schulinfrastruktur allgemein- und berufsbildender Schulen unterstützt 
der Bund die Länder bei der Stärkung der Investitionstätigkeit finanzschwacher Kommunen in 
den Flächenländern und strukturschwacher Gebiete in den Stadtstaaten. Hierzu gewährt er aus 
dem Sondervermögen „Kommunalinvestitionsförderungsfonds“ Finanzhilfen für Investitionen 
nach Artikel 104c des Grundgesetzes. 
 

 

§ 2  

Förderbeträge 

(1) Für den in § 12  KInvFG genannten Förderbereich erhalten die Länder vom Bund Finanz-
hilfen gemäß Artikel 104c Grundgesetz in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden Euro. 
 
(2) Der in Absatz 1 genannte Betrag teilt sich auf die Länder wie folgt auf: 
 

Baden-Württemberg                       251.240.500 Euro, 

Bayern                         293.048.000 Euro, 

Berlin                         140.399.000 Euro, 

Brandenburg                        102.368.000 Euro, 

Bremen                           42.430.500 Euro, 

Hamburg                           61.425.000 Euro, 

Hessen                         329.976.500 Euro, 

Mecklenburg-Vorpommern                        75.229.000 Euro, 

Niedersachsen                        288.792.000 Euro, 

Nordrhein-Westfalen                   1.120.602.000 Euro, 

Rheinland-Pfalz                        256.595.500 Euro, 

Saarland                           72.002.000 Euro, 

Sachsen                         177.908.500 Euro, 

Sachsen-Anhalt                        116.431.000 Euro, 

Schleswig-Holstein                         99.736.000 Euro, 

Thüringen                          71.816.500 Euro. 

 
(3) In Hinblick auf Artikel 104c Satz 2 Grundgesetz in Verbindung mit Artikel 104b Absatz 2 
Satz 3 Grundgesetz soll mindestens die Hälfte des Volumens der Finanzhilfen bis zum 
31. März 2020 durch Bewilligungen gebunden sein. 
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§ 3 

Doppelförderung 

(1) Die Finanzhilfen ersetzen keine anderen Förderwege des Bundes. Die Länder tragen dafür 
Sorge, dass nach dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz geförderte Investitionen nicht 
gleichzeitig nach anderen Gesetzen und Verwaltungsvereinbarungen als Anteilsfinanzierung 
nach Artikel 104b Grundgesetz, nach Artikel 104c Grundgesetz, nach Artikel 91a Grundge-
setz oder durch andere Förderprogramme des Bundes gefördert werden. Investitionsmaßnah-
men können sowohl nach dem ersten als auch dem zweiten Kapitel des Kommunalinvestiti-
onsförderungsgesetzes gefördert werden, soweit die jeweiligen Förderanteile mindestens 
rechnerisch voneinander abgrenzbar sind.  
 
(2) Der nach § 14 KInvFG i.V.m. § 6 Absatz 1 KInvFG bestimmte Anteil der Länder ein-
schließlich Gemeinden und Gemeindeverbände an der öffentlichen Finanzierung darf nicht 
durch EU-Mittel ersetzt werden. Auch dürfen die vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
nicht zur Kofinanzierung von durch EU-Mittel geförderten Programmen genutzt werden. 
 

 

§ 4 

Auswahl förderfähiger Kommunen/Gebiete 

(1) Die Flächenländer legen gemäß § 11 Absatz 2 KInvFG entsprechend den landesspezifi-
schen Gegebenheiten im Einvernehmen mit dem Bund die Auswahl der finanzschwachen 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die Stadtstaaten dementsprechend die Auswahl der fi-
nanzschwachen Gebiete fest. 
 
(2) Für die Auswahl sind sachgerechte Kriterien heranzuziehen, welche dazu geeignet sind, 
die Vorgabe von Artikel 104 c Grundgesetz zu erfüllen, wonach der Bund Finanzhilfen im 
Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur nur für finanzschwache Gemein-
den/Gemeindeverbände bzw. Gebiete gewähren kann. Als sachgerechte Kriterien für Finanz-
schwäche gelten  
- die Teilnahme an einem landesrechtlichen Hilfs- oder Haushaltssicherungsprogramm,  
- der Empfang von Schlüsselzuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich,  
- eine hohe Verschuldung (insbesondere Höhe der Kassenkreditbestände) sowie 
- sonstige einnahme- oder ausgabeseitige Kriterien (z.B. geringe Steuer-, Finanz- oder Umla-

gekraft, Arbeitslosenquoten, Höhe der Sozialausgaben). 
Die Auswahl des Kriteriums oder der Kriterien obliegt den Ländern. Bei der Anwendung des 
Kriteriums oder der Kriterien können die Länder Größenklassen von Gemeinden bilden und 
zwischen diesen bzw. zwischen Gemeinden und Gemeindeverbänden differenzieren. 
 
(3) Im Ergebnis sollen höchstens 50 Prozent der Gemeinden/Gemeindeverbände des jeweili-
gen Flächenlandes bzw. der Gebiete eines Stadtstaates Fördermittel nach dem zweiten Kapitel 
des KInvFG erhalten. Alternativ ist auch ein höherer Anteil von bis zu 85 Prozent möglich, 

Anlage 2 TOP 1 

Seite 6 von 11



~ 7 ~ 
 

wenn mindestens 70 Prozent der dem jeweiligen Land zur Verfügung stehenden Mittel in 
höchstens 50 Prozent der finanzschwachen Gemeinden/Gemeindeverbände bzw. Gebiete 
verwendet werden. In den Flächenländern beziehen sich diese Anteile auf Gemein-
den/Gemeindeverbände, die Schulträger sind oder in denen sich Schulen in sonstiger Träger-
schaft befinden. 
 
(4) Die Länder teilen dem Bundesministerium der Finanzen bis spätestens zum 31.12.2017 
das Kriterium oder die Kriterien für ihre Auswahl der finanzschwachen Gemein-
den/Gemeindeverbände bzw. Gebiete mit und legen dar, dass die in Absatz 3 genannten Be-
dingungen eingehalten werden. Wenn die in den Absätzen 2 und 3 festgelegten Vorausset-
zungen erfüllt sind, erteilt das Bundesministerium der Finanzen innerhalb von vier Wochen 
nach Eingang der Mitteilung des Landes sein Einvernehmen.   
 
(5) Die erstmalige Inanspruchnahme der Finanzhilfen des Bundes erfolgt nach Herstellung 
des Einvernehmens zwischen Bund und dem jeweiligen Land. 
 

 

§ 5 

Verfahren und Durchführung der Projektförderung 

(1) Die Länder legen vor Beginn der ersten Förderung ein Verfahren fest, nach dem die Mit-
telvergabe erfolgen soll. Bei der Festlegung des Verfahrens sind die im Folgenden vereinbar-
ten Grundzüge zu beachten. 
 
(2) Die Förderanträge der finanzschwachen Kommunen sind einzelfallbezogen vor Mittelab-
ruf zur Zustimmung an die Länder zu richten. Unzulässig ist eine pauschale Mittelzuweisung 
an die Kommunen bzw. Gebiete. Zulässig ist die Festlegung von Förderbudgets durch die 
Länder für die jeweils förderberechtigten Kommunen bzw. Gebiete, in deren Rahmen Investi-
tionsmaßnahmen nach einzelfallbezogener Zustimmung durch das jeweilige Land förderbar 
sind. 
 
(3) Förderfähig sind nur Investitionsmaßnahmen mit einem Investitionsvolumen von mindes-
tens 40.000 Euro. 
 
(4) Bei der Auswahl der Investitionsmaßnahmen soll die aktuelle Schulentwicklungsplanung 
berücksichtigt werden. Liegt eine aktuelle Planung nicht vor, soll die Auswahl  unter Berück-
sichtigung anderer am tatsächlichen Investitionsbedarf orientierter Kriterien erfolgen. Hilfs-
weise kann die längerfristige Entwicklung der Schülerzahlen zugrunde gelegt werden. 
 
(5) Die Länder können im Rahmen der Vorgaben des § 12 KInvFG konkrete Kriterien zur 
Erfüllung der gesetzlichen Fördervoraussetzungen festlegen sowie weitere Vorgaben für die 
Ausgestaltung der Förderprojekte treffen. Diese sind Teil der Bestimmungen über das Verga-
beverfahren nach Absatz 1.  
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(6) Die Prüfung und Zustimmung zu den von den Kommunen gestellten Förderanträgen ob-
liegt der zuständigen Behörde/Bewilligungsstelle des jeweiligen Landes. 
 
(7) Die Länder teilen dem Bundesministerium der Finanzen die von ihnen in Übereinstim-
mung mit den hier vereinbarten Verfahrensgrundzügen festgelegten Verfahrensbestimmungen 
mit.  
 
(8) Die Länder stellen sicher, dass die Finanzhilfen an die Kommunen unter Beachtung des 
EU-Beihilferechts gewährt werden. 
 
(9) Die Länder geben den Letztempfängern vor, auf die Förderung nach dem Kommunal-
investitionsförderungsgesetz durch den Bund auf Bauschildern und nach Fertigstellung in 
geeigneter Form hinzuweisen. 
 
(10) Eine einfache und verwaltungseffiziente Ausgestaltung des Verfahrens soll die Belastun-
gen der Verwaltungen des Bundes, der Länder und Kommunen so gering wie möglich halten. 

 

 

§ 6 

Förderbereich 
 
(1) Förderfähig sind Investitionen für die Sanierung, den Umbau, die Erweiterung und bei 
Beachtung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ausnahmsweise den Ersatzbau 
von Schulgebäuden. 

 
(2) Zu Schulgebäuden zählen alle Gebäudeteile und Einrichtungen, die zu einer allgemeinbil-
denden oder berufsbildenden Schule gehören und die dem Schulbetrieb dienen, also bei-
spielsweise auch Schulsporthallen, Außenanlagen und Mensen, Arbeits- und Werkstätten und 
Labore. Die Erweiterung von Schulgebäuden ist förderfähig, soweit sie der Erfüllung funktio-
naler oder schulfachlicher Anforderungen an bestehenden Schulstandorten dient (z.B. Anbau 
von Fachräumen, einer Mensa) und nicht zu einer wesentlichen kapazitätsmäßigen Aufsto-
ckung führt.   
 
(3) Die Errichtung eines Ersatzbaus ist ausnahmsweise förderfähig, soweit sie im Vergleich 
zur Bestandssanierung bei Beachtung des Prinzips der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
nachweislich die günstigere Variante darstellt und soweit der Ersatzneubau nach Art und 
Funktion den Bestandsbau ersetzt und dabei dessen räumliche Kapazität nicht wesentlich 
übersteigt. 
 
(4) Bei der Sanierung, dem Umbau, der Erweiterung oder dem Ersatzbau von Schulgebäuden 
ist auch die für die Funktionsfähigkeit der Schulgebäude erforderliche Ausstattung förderfä-
hig, soweit es sich dabei um Gegenstände und Anlagen handelt, die für die Nutzung des Ge-
bäudes als solches erforderlich und fest mit dem Gebäude verbunden bzw. nicht beweglich 
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sind, so z.B. bauliche Maßnahmen zur Umsetzung der Inklusion, sanitäre Anlagen, Fußbo-
denbeläge, Leitungen. Ergänzende Infrastrukturmaßnahmen einschließlich solcher zur Erfül-
lung der digitalen Anforderungen an Schulgebäude sind förderfähig, soweit es sich dabei um 
fest mit dem Gebäude verbundene, nicht bewegliche Anlagen wie beispielsweise Datenleitun-
gen handelt. Nicht dem Förderzweck entsprechen somit insbesondere die Anschaffung digita-
ler Geräte oder von Möbeln. Maßnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit von Schulge-
bäuden sind im Rahmen einer Sanierung oder Erweiterung bzw. als Umbaumaßnahme förder-
fähig. 
 
(5) Im Rahmen der Sanierung, des Umbaus, der Erweiterung und des Ersatzbaus einer Schule 
sind auch entsprechende Maßnahmen an Einrichtungen zur Betreuung von Schülern (z.B. 
Horte) förderfähig, wenn diese der Schule zugeordnet werden können. Eine Zuordnung einer 
solchen Einrichtung zu einer Schule ist insbesondere dann gegeben, wenn eine gemeinsame 
Trägerschaft oder eine Kooperationsvereinbarung und eine räumliche Nähe zwischen Schul-
gebäude und Gebäude der Betreuungseinrichtung bestehen. 
 
(6) Investive Begleit- und Folgemaßnahmen werden nur gefördert, wenn ein unmittelbarer 
und notwendiger Zusammenhang mit einer Investitionsmaßnahme nach § 12 Abs. 2 KInvFG 
besteht. Dazu zählen auch projektvorbereitende und -begleitende Beratungsleistungen exter-
ner Dienstleister, die einer möglichst wirtschaftlichen Umsetzung und Nutzung dienen. Lau-
fende Kosten der Verwaltung (Personalkosten, Sachkosten) sind nicht erstattungsfähig. 

 

 

§ 7 

Berichtspflichten 

Die Länder übermitteln dem Bundesministerium der Finanzen folgende Informationen: 
 

1. bis zum 31. Dezember 2017 die landesinternen Verfahrensbestimmungen entspre-
chend § 5 Absatz 7 dieser Vereinbarung und 
 

2. jeweils bis zum 30. Juni eines Jahres - erstmals zum 30. Juni 2018 - eine zusam-
menfassende Liste der Maßnahmen zum Stand 31. März des Jahres differenziert nach 
deren Status (beantragt, bewilligt oder abgeschlossen) mit Angaben über die Anzahl 
der Maßnahmen, die Höhe des Investitionsvolumens, die förderfähigen Kosten, die 
Höhe der Beteiligung des Bundes an der öffentlichen Finanzierung sowie die Höhe der 
Finanzierungsbeiträge Dritter sowie 
 

3. nach Beendigung des Programms eine zusammenfassende Gesamtdarstellung über die 
geförderten Maßnahmen und über im gleichen Zeitraum getätigte Förderungen bzw. 
Zuweisungen des jeweiligen Landes im Bereich der Schulinfrastruktur. Hierzu können 
auch entsprechende Auszüge aus den Länderhaushaltsplänen der betreffenden Jahre 
dienen. 
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§ 8 

Nachweis der Verwendung 

(1) Die Länder übersenden dem Bundesministerium der Finanzen halbjährlich jeweils zum 
1. April und zum 1. Oktober eines Jahres - erstmals zum 1. April 2018 - je eine Übersicht 
über die seit der vorangegangenen Übersicht durch das Land geprüften Nachweise über abge-
schlossene Maßnahmen, aus denen sich die zweckentsprechende Verwendung der Bundes-
mittel ergibt. Die Übersichten enthalten die folgenden Angaben: 

- Bestätigung, dass die Kommune zum Kreis der antragsberechtigten finanz-
schwachen Kommunen entsprechend der im Land festgelegten Kriterien gehört, 
die Stadtstaaten verfahren gebietsbezogen entsprechend, 

- Kurzbeschreibung der Maßnahme unter Angabe des Trägers sowie des amtlichen 
Gemeindeschlüssels, 

- Maßnahmebeginn (Abschluss eines der Umsetzung dienenden rechtsverbindlichen 
Leistungs- und Lieferungsvertrages) und Maßnahmeende (Abnahme aller Leis-
tungen) gemäß § 13 KInvFG, 

- Angabe, ob es sich um eine Maßnahme gemäß § 13 Absatz 2 KInvFG handelt, 
- Angaben über die Höhe des Investitionsvolumens, die förderfähigen Kosten, die 

Höhe der Beteiligung des Bundes an der öffentlichen Finanzierung und die Finan-
zierungsbeiträge Dritter, 

- Bestätigung, dass die Bestimmungen der § 4 Absatz 1 und 3, § 6 Absatz 2, § 12 
und § 13 KInvFG eingehalten wurden. 

(2) Die Einhaltung der Bestimmungen des Gesetzes wird vom Bund unter Vermeidung eines 
unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwandes angemessen überprüft. 
 
(3) Die Länder teilen dem Bund einschlägige Prüfungsbemerkungen ihrer obersten Rech-
nungsprüfungsbehörde mit. 
 

 

§ 9 

Bewirtschaftung der Bundesmittel 

(1) Die Bundesmittel werden als Einnahmen in den Haushalten oder in Sondervermögen der 
Länder vereinnahmt. Die zuständige Stelle im Land ist ermächtigt, die Auszahlung der Bun-
desmittel anzuordnen, sobald sie zur anteiligen Begleichung erforderlicher Zahlungen benö-
tigt werden. Die Länder leiten die Finanzhilfen des Bundes unverzüglich an die Letztempfän-
ger weiter. Die Bewirtschaftung der Bundesmittel richtet sich nach dem Haushaltsrecht der 
Länder. Die Mittel werden zu den Förderungsbedingungen für Landesmittel bewilligt. 
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(2) Bei Planung und Durchführung der Investitionsvorhaben sollen Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen herangezogen werden. Bei der Mittelverwendung sind die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit einzuhalten.  
 

 

§ 10 

Rückforderung und Verzinsung von Bundesmitteln 

(1) Beträge, die nicht zweckentsprechend verwendet wurden, werden in Höhe des Finanzie-
rungsanteils des Bundes an den Bund zurückgezahlt, wenn der zurückzuzahlende Betrag 
1000 Euro je Maßnahme übersteigt. Sie können vorbehaltlich von § 15 Absatz 2 Satz 1     
KInvFG vom Land erneut in Anspruch genommen werden. Der Bund kann Finanzhilfen von 
einem Land zurückfordern, soweit die Bundesbeteiligung an den Finanzierungen insgesamt 
90 Prozent überschreitet. Die Höhe der Rückforderung bestimmt sich aus der Überschreitung 
der Quote. Zinsbeträge sind anteilig an den Bund abzuführen. 
 
(2) Zurückzuzahlende Bundesmittel sind zu verzinsen und an den Bund abzuführen. Der Zins-
satz entspricht dem vom Bundesministerium der Finanzen jeweils durch Rundschreiben an die 
obersten Bundesbehörden bekanntgegebenen Zinssatz für Kredite des Bundes zur Deckung 
von Ausgaben, der zum Zeitpunkt des Mittelabrufs gültig ist; der Zinssatz beträgt jedoch 
mindestens 0,1 Prozent jährlich. 
 
(3) Eine Rückforderung von Finanzhilfen nach § 15 Absatz 1 KInvFG ist ausgeschlossen, 
wenn Rückforderungsansprüche nicht innerhalb eines Jahres nach Erhalt des Verwendungs-
nachweises nach § 8 Absatz 1 dieser Vereinbarung gegenüber dem jeweiligen Land geltend 
gemacht werden. Satz 1 gilt nicht, wenn nachträglich Tatsachen insbesondere durch Prü-
fungsbemerkungen im Sinne von § 8 Absatz 3 dieser Vereinbarung oder Prüfungsergebnisse 
des Bundesrechnungshofs oder des Bundes bekannt werden, die einen Rückforderungsan-
spruch begründen. In diesem Fall endet die Rückforderungsfrist mit Ablauf eines Jahres nach 
Bekanntwerden der Tatsache. 
 

 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung der Vertragsschließenden, frühestens am Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs-
systems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften in Kraft. 
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